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Ministerium der Justiz und für Migration | Postfach 103461 | 70029 Stuttgart 

An die 

 

unteren Ausländerbehörden 

 

über  

 

die Regierungspräsidien 

- Referate 15.1 - 

Stuttgart 

Freiburg 

Tübingen 

 

das Regierungspräsidium Karlsruhe 

- Abteilung 8 

 

Telefon: +49 711 33501-0 

E-Mail: poststelle@jum.bwl.de  

 

Geschäftszeichen: JUMRVI-1325-11/12/89 

 (bei Antwort bitte angeben) 

 

Datum: 20. Juli 2026 

Gesetz zur besseren Verhinderung missbräuchlicher Anerkennungen 

der Vaterschaft und zur Änderung weiterer Vorschriften 

DIESES SCHREIBEN ENTHÄLT INFORMATIONEN ZU FOLGENDEN THEMEN: 

• Hinweise zur gesetzlichen Neuregelung des Verfahrens zur Verhinderung missbräuch-

licher Vaterschaftsanerkennungen und zur landesweiten Zuständigkeit des Regie-

rungspräsidiums Karlsruhe hierfür 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

der Gesetzentwurf der Bundesregierung „zur besseren Verhinderung missbräuchlicher An-

erkennungen der Vaterschaft“ (BT-Drs. 21/4081) ist in der Fassung der Beschlussempfeh-

lung des Bundestags-Innenausschusses (BT-Drs. 21/6393) in 2. und 3. Lesung am 12. Juni 
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2026 vom Bundestag beschlossen worden. Der Bundesrat hat in seiner 1067. Sitzung am 

10. Juli 2026 zu diesem – nunmehr „Gesetz zur besseren Verhinderung missbräuchlicher 

Anerkennungen der Vaterschaft und zur Änderung weiterer Vorschriften“ (BR-Drucksache 

376/26) genannten – Gesetzesbeschluss den Vermittlungsausschuss nicht angerufen. 

Nach Mitteilung des BMI soll das Gesetz voraussichtlich Ende Juli/ Anfang August 2026 in 

Kraft treten.  

Das Gesetz sieht ein geändertes Verfahren zur effektiveren Bekämpfung missbräuchli-

cher Vaterschaften vor, in dem in missbrauchsgeneigten Konstellationen eine Zustim-

mungsbedürftigkeit der Anerkennung durch die Ausländerbehörden im Vordergrund ste-

hen wird.  

Diesen Umstand möchte das Ministerium der Justiz und für Migration zum Anlass nehmen, die 

unteren Ausländerbehörden darauf hinzuweisen, dass auch für das neue Zustimmungsver-

fahren nach § 85a ff. AufenthG (n.F.) zukünftig landesweit das Regierungspräsidium Karls-

ruhe zuständig sein wird. Die Anpassung von § 8 Abs. 4 AAZuVO an die neuen Vorschriften 

wird zeitnah vorbereitet.  

Für die unteren Ausländerbehörden in Baden-Württemberg ergeben sich somit infolge der 

gesetzlichen Neuregelung keine neuen Aufgaben oder Zuständigkeiten. 

Das Regierungspräsidium Karlsruhe stellt ein entsprechendes Antragsformular sowie weitere 

Hinweise für die Betroffenen auf seiner Homepage zur Verfügung unter:  

https://rpk.baden-wuerttemberg.de/abt8/referat-81-asylrecht/verfahren-zur-verhinderung-

missbraeuchlicher-vaterschaftsanerkennungen/ 

Bei Bedarf kann hierauf verwiesen werden. Die weiteren Kontaktdaten lauten wie folgt: 

Regierungspräsidium Karlsruhe 

Durlacher Allee 100  

76137 Karlsruhe 

E-Mail: vaterschaftsanerkennung@rpk.bwl.de 
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Anliegend erhalten Sie noch eine Kurzinformation des BMI, die die wichtigsten gesetzlichen 

Neuerungen im Überblick zusammenfasst. Diese soll lediglich eine rasche Information über das 

geänderte Verfahren ermöglichen. Zur Vermeidung von Missverständnissen wird in diesem Zu-

sammenhang klarstellend nochmals besonders darauf hingewiesen, dass sich aufgrund der 

diesbezüglich in Baden-Württemberg vorgegebenen landesweiten Aufgabenwahrnehmung 

durch das Regierungspräsidium Karlsruhe für die unteren Ausländerbehörden des Landes 

keine neuen Aufgaben oder Zuständigkeiten ergeben, auch wenn im Informationsblatt des 

BMI von „Ausländerbehörde“/„ABH“ die Rede ist.  

Wir bitten um Weiterleitung dieser Hinweise an die unteren Ausländerbehörden Ihres jeweili-

gen Regierungsbezirks. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Graf 

Ministerialrätin 

 

 
Anlage 

Kurzinformation des BMI 

 

 

HINWEIS 

Dieses Schreiben wird auf der Internetseite des Ministeriums der Justiz und für Migration 

unter der Rubrik „Erlasse und Anwendungshinweise“ veröffentlicht. 

 


